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Nach bislang durchgeführten wasserwirtschaftlichen Konzeptionen ist 
die Ableitung des zusätzlich zu erwartenden Schmutzwassers aus dem 
Plangeltungsbereich durch das bestehende Entsorgungsnetz 
grundsätzlich möglich.  
Die Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes wurde 
begonnen. Der dafür bereits anberaumte Abstimmungstermin soll 
zeitnah durchgeführt werden. Einvernehmliche Erkenntnisse und 
gegebenenfalls Handlungserfordernisse über eine ordnungsgemäße 
Ableitung der Schmutzwässer können damit vor Rechtskraft des 
Bebauungsplanes vorliegen. 
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Die Hinweise zu möglichen Belastungen durch den Bahnverkehr werden 
zur Kenntnis genommen. Das neue Baugebiet weist einen 
vergleichbaren Abstand zur Bahntrasse auf wie bereits bestehende 
Mischgebiete in der östlichen Nachbarschaft. Von erheblichen 
Belastungen wird nach derzeitigen Kenntnissen zulässiger Bahn-
verkehre nicht ausgegangen.  
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Entsprechend der Anregung wird der Hinweis in der Planzeichnung 
angepasst.  
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Die Hinweise zur Abfallentsorgung werden zur Kenntnis genommen.  
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Die Hinweise zu Versorgungseinrichtungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Ausführungen zu Möglichkeiten in „Urbanen Gebieten“ werden zur 
Kenntnis genommen. Nach derzeitigen Vorstellungen soll eine Mischung 
von wohnbaulichen und gewerblichen Nutzungen realisiert werden. 
Dabei ist ein Schwerpunkt mit Wohnungen im südlichen 
Planungsgeltungsbereich beabsichtigt. Exakte Planungen zu einzelnen 
Nutzungen liegen allerdings nicht verbindlich vor. Für den nördlichen 
Planungsgeltungsbereich sind eher gewerbliche Nutzungen angedacht. 
Da die exakten Vorhaben jedoch nicht abschließend fixiert sind, sollen 
die Optionen des § 6a Bau NVO ausgeschöpft und keine zusätzlichen 
Einschränkungen vorgenommen werden.  
 
Der Anregung zur Festsetzungsergänzung soll deshalb nicht 
entsprochen werden.  
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Die grundsätzlichen Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Seitens 
der Gemeinde werden die Anforderungen zur Bereitstellung von 
Wohnbauland (in Kombination mit verträglichen gewerblichen 
Nutzungen) an dieser Stelle höher gewichtet als die dort möglichen 
landwirtschaftlichen Aktivitäten.  
Bei der Wahl der Kompensationsflächen werden landwirtschaftliche 
Belange berücksichtigt. Ort und Maßnahmenart sollen in der 
Planbegründung ergänzt werden.  
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Zu Naturschutz und Landschaftspflege: 
Es ist korrekt, dass sich südlich des Plangeltungsbereiches eine 
Baumreihe befindet. Die Standorte der Einzelbäume weisen dabei 
unterschiedlich große Abstände zur Plangebietsgrenze auf. Die 
Baumkronen reichen in Teilen auch etwas in den Plangeltungsbereich 
hinein. Es handelt sich dabei jedoch jeweils um deutlich untergeordnete 
Teile der Gesamtkrone. Gleichzeitig muss festgestellt werden, dass das 
Gelände an den Stellen, an welchen die Bäume am dichtesten an die 
Plangebietsgrenze heranreicht, einen Höhenversprung aufweist und die 
neuen Grundstücke sich höhenmäßig deutlich über dem 
baumbestandenen Fußweg befinden. Um dennoch mögliche 
Auswirkungen auf den kommunalen Baumbestand zu reduzieren, sollen 
einzelne, deutlich überhängende Äste im Rahmen von 
Baumpflegemaßnahmen gestutzt werden.  
 
Zusätzlich soll die südliche Baumgrenze um einen Meter nach Norden 
verschoben werden.  
 
Gemäß der Anregung zur Werteinstufung von Verkehrsgrün und 
Hausgärten soll der Anregung entsprochen und die Kompensations-
berechnung angepasst werden.  
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Hinsichtlich des Eingriffsumfangs in den Boden muss berücksichtigt 
werden, dass es sich um einen regelmäßig bearbeiteten Ackerstandort 
handelt, der in seinem oberen Bereich permanenten mechanischen 
Beeinflussungen ausgesetzt ist. Die durch eine nachfolgende 
gärtnerische Bearbeitung des Bodens wird diesbezüglich nicht als 
umfangreicher oder intensiver eingestuft. Der durch die neuen 
planungsrechtlichen Zulässigkeiten mit dem absoluten 
Versiegelungsmaximum von 80% bewertete Bereich wird unabhängig 
von der tatsächlichen späteren Bodeninanspruchnahme als Verlust 
angesetzt. Bei den Verkehrsflächen wird darüber hinaus auch der 
10%ige Verkehrsgrünflächenanteil als Verlust bewertet. Der Erhalt von 
20% der Baulandfläche als schutzwürdiger Boden wurde rechnerisch 
berücksichtigt und stellt sich aus kommunaler Sicht als sachgerecht dar. 
Dabei wird natürlich ein regelkonformer Umgang mit dem Boden 
während der Bauphase unterstellt. Insofern soll in diesem Punkt die 
Kompensationsberechnung nicht angepasst werden.  
 
 
Zu Immissionsschutz:  
Die Ausführungen zu Möglichkeiten in „Urbanen Gebieten“ werden zur 
Kenntnis genommen. Nach derzeitigen Vorstellungen soll eine Mischung 
von wohnbaulichen und gewerblichen Nutzungen realisiert werden. 
Dabei ist ein Schwerpunkt mit Wohnungen im südlichen Plangeltungs-
bereich beabsichtigt. Exakte Planungen zu einzelnen Nutzungen liegen 
allerdings nicht verbindlich vor. Für den nördlichen Plangeltungsbereich 
sind eher gewerbliche Nutzungen angedacht. Da die exakten Vorhaben 
jedoch nicht abschließend fixiert sind, sollen die Optionen des § 6a 
BauNVO ausgeschöpft und keine zusätzlichen Einschränkungen 
vorgenommen werden.  
 
In einer schalltechnischen Berechnung wurden zwischenzeitlich die 
verkehrlichen Einflüsse auf das Plangebiet sowie der Grad der 
Verträglichkeit zu den südlich gelegenen Nutzungen (Omnibusbetrieb / 
Feuerwehr) ermittelt. Dabei wurden deutliche Unterschreitungen der 
Immissionsrichtwerte der TA-Lärm festgestellt.  
 
Insofern sind keine weiteren Änderungen der Planunterlagen 
erforderlich.  
 
 
 
 

 


